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Gesetz 
vom 4. Dezember 2014 

über die Abänderung des 
Zahlungsdienstegesetzes 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung:1 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Zahlungsdienstegesetz (ZDG) vom 17. September 2009, LGBl. 
2009 Nr. 271, in der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeändert: 

Art. 1 Abs. 3 

3) Es dient zudem der Umsetzung bzw. Durchführung folgender 
EWR-Rechtsvorschriften: 
a) der Richtlinie 2007/64/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 13. November 2007 über Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur 
Änderung der Richtlinien 97/7/EG, 2002/65/EG, 2005/60/EG und 
2006/48/EG sowie zur Aufhebung der Richtlinie 97/5/EG (EWR-
Rechtssammlung: Anh. IX-16e.01); 

b) der Verordnung (EG) Nr. 924/2009 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 16. September 2009 über grenzüberschreitende 
Zahlungen in der Gemeinschaft und zur Aufhebung der Verordnung 
(EG) Nr. 2560/2001 (EWR-Rechtssammlung: Anh. XII - 3.01); 
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c) der Verordnung (EU) Nr. 260/2012 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 14. März 2012 zur Festlegung der technischen 
Vorschriften und der Geschäftsanforderungen für Überweisungen 
und Lastschriften in Euro und zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 924/2009 (EWR-Rechtssammlung: Anh. XII - 3a.01). 

Art. 3 Abs. 3 

3) Im Übrigen finden die Begriffsbestimmungen der anwendbaren 
EWR-Rechtsvorschriften, insbesondere der Richtlinie 2007/64/EG, der 
Verordnung (EG) Nr. 924/2009 und der Verordnung (EU) Nr. 260/2012, 
ergänzend Anwendung. 

Art. 91 Abs. 5 

5) Bei grenzüberschreitenden Streitigkeiten arbeitet die Schlichtungs-
stelle mit Schlichtungsstellen anderer betroffener EWR-Mitgliedstaaten 
und Drittstaaten zusammen. 

Art. 93 Abs. 2, 3 und 4 

2) Von der FMA wird wegen Übertretung mit Busse bis zu 90 000 
Franken bestraft, wer gegen die Bestimmungen der Verordnung (EG) 
Nr. 924/2009 verstösst, indem er: 
a) entgegen Art. 3 für grenzüberschreitende Zahlungen in Euro inner-

halb des EWR Zahlungsdienstnutzern höhere Entgelte verrechnet als 
für entsprechende Inlandszahlungen in Euro innerhalb Liechtensteins; 

b) entgegen Art. 4 Abs. 1 einem Zahlungsdienstnutzer für die Bereitstel-
lung der Informationen nach Abs. 3 ein Entgelt in Rechnung stellt. 

3) Von der FMA wird wegen Übertretung mit Busse bis zu 15 000 
Franken bestraft, wer gegen die Bestimmungen der Verordnung (EG) 
Nr. 924/2009 verstösst, indem er es entgegen Art. 4 unterlässt: 
a) einem Zahlungsdienstnutzer auf den Kontoauszügen oder auf einer 

Anlage dazu dessen internationale Kontonummer (International Bank 
Account Number, IBAN) und die internationale Bankleitzahl (Bank 
Identifier Code, BIC) des Zahlungsdienstleisters bekannt zu geben; 

b) einem Zahlungsdienstnutzer auf Anfrage dessen IBAN und die BIC 
des Zahlungsdienstleisters mitzuteilen; oder 
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c) einen Zahlungsdienstnutzer für die Ausführung einer grenzüber-
schreitenden Zahlung vorab über die Höhe der Entgelte zu informie-
ren, die verrechnet werden, weil der Zahlungsdienstnutzer die IBAN 
des Zahlungsempfängers oder Zahlers und, sofern gemäss Verord-
nung (EU) Nr. 260/2012 vorgesehen, die BIC des Zahlungsdienstleis-
ters des Zahlungsempfängers oder Zahlers nicht bekannt gegeben hat. 

4) Von der FMA wird wegen Übertretung mit Busse bis zu 15 000 
Franken bestraft, wer gegen die Bestimmungen der Verordnung (EU) 
Nr. 260/2012 verstösst, indem er: 
a) entgegen Art. 3 als Zahlungsdienstleister nicht erreichbar ist; 
b) entgegen Art. 4 Abs. 2 erster Satz nicht sicherstellt, dass die techni-

sche Interoperabilität von Zahlungssystemen gewährleistet wird; 
c) entgegen Art. 4 Abs. 2 zweiter Satz eine Geschäftsregel beschliesst, 

welche die Interoperabilität beschränkt; 
d) entgegen Art. 4 Abs. 3 die Abwicklung von Überweisungen und 

Lastschriften durch ein technisches Hindernis behindert; 
e) entgegen Art. 5 Abs. 1 oder 2 eine Überweisung ausführt; 
f) entgegen Art. 5 Abs. 1 oder 3 eine Lastschrift ausführt; 
g) entgegen Art. 5 Abs. 8 für einen dort genannten Auslesevorgang ein 

Entgelt erhebt; 
h) entgegen Art. 8 für Lastschriften ein multilaterales Interbankenentgelt 

pro Lastschrift oder eine andere vereinbarte Vergütung mit vergleich-
barem Ziel oder vergleichbarer Wirkung erhebt. 
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II. 

Inkrafttreten 

1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich Abs. 2 am Tag nach der Kundma-
chung in Kraft. 

2) Art. 93 Abs. 4 Bst. a bis g tritt am 1. November 2016 in Kraft. 

In Stellvertretung des Landesfürsten: 
gez. Alois 
Erbprinz 

gez. Adrian Hasler 
Fürstlicher Regierungschef 
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